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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 13 R 213/07 B 
 
L 4 R 75/06 (LSG Mecklenburg-Vorpommern) 
S 2 RA 129/04 (SG Stralsund) 
 
 
 
 
………………………………………. , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ............................................................., 

 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Juli 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   Dr.  T e r d e n g e 

beschlossen:  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 22. März 2007 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außerge-

richtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 22.3.2007 hat das Landessozialgericht Mecklenburg-Vorpommern (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf rückwirkende Neufeststellung der ihm gewährten Rente wegen 

Erwerbsunfähigkeit unter zusätzlicher Berücksichtigung einer glaubhaft gemachten Beitragszeit 

vom 1.5.1947 bis 31.1.1949 auch für den Zeitraum vom 1.2.1993 bis 31.12.1994 im Wege der 

Überprüfung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozial-

gericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Er beruft sich auf Divergenz. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung vom 19.7.2007 

genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil keiner der in § 160 Abs 2 des 

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) abschließend aufgeführten Zulassungsgründe ordnungsgemäß 

dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Wird - wie vorliegend - ein Abweichen des LSG von höchstrichterlicher Rechtsprechung gerügt, 

genügt die Beschwerdebegründung den Anforderungen des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG an die 

Bezeichnungspflicht nur dann, wenn die Entscheidung, von der das Urteil des LSG abweichen 

soll, genau bezeichnet und deutlich gemacht wird, worin die Abweichung zu sehen sein soll. 

Dazu muss der Beschwerdeführer darlegen, zu welcher konkreten Rechtsfrage eine die Beru-

fungsentscheidung tragende Abweichung in deren rechtlichen Ausführungen enthalten sein 

soll. Er muss mithin einen abstrakten Rechtssatz der vorinstanzlichen Entscheidung und einen 

abstrakten Rechtssatz aus dem höchstrichterlichen Urteil so bezeichnen, dass die Divergenz 

erkennbar wird. Nicht hingegen reicht es aus, auf eine bestimmte höchstrichterliche Entschei-

dung mit der Behauptung hinzuweisen, das angegriffene Urteil weiche hiervon ab. Schließlich 

ist darzulegen, dass die berufungsgerichtliche Entscheidung auf der gerügten Divergenz 

beruhe (BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 21, 29). Diesen Kriterien hat der Kläger in seiner 

Beschwerdebegründung nicht hinreichend Rechnung getragen. 

 

Der Kläger behauptet lediglich pauschal die Abweichung des LSG von dem Senatsurteil vom 

8.2.1996 (13 RJ 65/95 - SozR 3-1200 § 14 Nr 19). Er stellt weder einen die Entscheidung tra-

genden Rechtssatz des LSG noch einen solchen im Urteil des BSG heraus, sodass die 

behauptete Divergenz nicht erkennbar wird. 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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